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Von Schleswig⸗Holſtein und der deutſchen 
Einheit. 


Wir haben uns herzlich darüber gefreut, daß der 
König auch in ſeiner Thronrede unſeren braven Solda⸗ 
ten „im Namen des Vaterlandes“ für ihre „Tiegreiche 
Tapferkeit“ gedankt hat. Er hat geſagt, daß ihre T aten 
„N der ruhmreichen Kriegsgeſchichte Preußens würdig 
anreihen.“ 

Dieſe Dankesworte ſind vom ganzen Volke mit 
Freude nachgeſprochen worden. Unſere Krieger haben 
ſich in dem Kampfe für deutſch 8 Recht auf das Treff⸗ 
lichſte bewährt. Die jungen Soldaten, die erſt I 
wenig Monaten in den Waffen geübt waren, haben 
ebenſo wie ihre älteren Kameraden und wie die Männer 
von der Landwehr einen fo hohen Grad von Much, 
Ausdauer und Geſchicklichkeit bewieſen, daß wir hoffen 
dürfen, auch in einem ſchwereren Kriege uns auf ſie ver⸗ 
laſſen zu können. Sie werden das Vaterland, ſie werden 
Haus und Herd auch dann mit dem rechten Erfol e zu 
vertheidigen wiſſen. wenn wieder einmal ſo mächtige 
Feinde gegen uns aufſtehen ſollten, wie einſt Friedrich 
der Große, wie Blücher, York und Bülow ſie beſiegt 
an Sie haben ſich nicht blos ein und das andere 

tal tapfer geſchlagen, wie Söldner es auch thun können; 
nein, ſie haben immer und überall die unermüdliche 
Ausdauer und den freudigen Muth bewieſen, den nur 
Männer beſitzen, welche ien daß ſie für eine gute 
und gerechte Sache kämpfen. 5 

Ja, es war eine gute, eine gerechte Sache, für 
welche ſo viele unſerer Brüder bei Düppel und auf Alſen 
gefallen ſind. Schleswig⸗Holſtein gekört zu uns; es iſt 
ein ſchöner und edler Theil unſeres deutichen Vater⸗ 
landes. Die Dänen hatten nur zu lange in ihm ge⸗ 
herrſcht; fie wollten ihn jetzt für immer uns entreißen. 
Die Schleswig⸗Holſteiner ſind Bein von unſerem Bein, 
ſind Fleiſch von unſerem Fleiſch. Sie ſind Deutſche 
wie wir, und denken und ſprechen und beten zu Gott 
in derſelben Sprache, wie wir. Dieſe Scrache wollte 

er Däne auf dem Markte, vor Gericht, in der Schule 
und ſelbſt in der Kirche ihnen verbieten. Er hat ſie 


in jeder Weiſe gr und beſchimpft und wollte mit 
allen, auch den ſchmachvollſten Mitteln ſie für immer 
unter ſein Joch bringen. Es iſt ſchlimm genug, daß 
die deutſchen Regierungen fo ſchwerem Unrecht jo lange 
geduldig zugeſeben haben. Wir Preußen haben nur 
unſere Pflicht und Schuldigkeit gethan, als wir endlich 
u den Waffen griffen. Aber jetzt, nach dem Siege, 
aben wir noch andere Pflichten zu erfüllen. Wir dürfen 
nicht erlauben, daß, wie einſt der alte Blücher nach 
den ſchönſten und größten Siegen unſeres Volkes klagen 
mußte, die Federfuchſer wieder ſchlecht machen, was das 
Schwert gut gemacht hat. Es thut Noth, daß wir auf⸗ 
paſſen; denn es giebt gewiſſe Leute, die erſt gar nicht 
95655 wollten, daß die Schleswig⸗Holſteiner von dem 
oche der Dänen frei würden. Freilich konnten fie das 
mit gegen die „tiefe Erregung des nationalen Geiss“ 
von welcher der König in der Thronrede ſpricht, und 
gegen die laute Stimme des Volkes nicht durchdringen, 
dafür arbeiten ſie jetzt um ſo eifriger daran. das eben 
nur befreite Land unter ein anderes Joch, nämlich unter 
das ihrer guten Freunde, das heißt, unter das Joch der 
Junker zu bringen. 

Ferner haben wir bei der Sache, für die unſer Heer 
geſtritten hat, nicht blos an Schleswig⸗Holſtein, wir 
haben auch an Preußen und an ganz Deutſchland 
gedacht, und wir müſſen heute mehr als je daran denken. 

denn nämlich irgend ein Feind irgend einen Theil von 
Deutſchland bedroht, mag er nun Schleswig oder Hanno⸗ 
ver, mag er Baden oder Bayern heißen, ſo iſt Preußen 
elbſt in der äußerſten Gefahr. Wir haben das 
eit der Zeit des dreißigjährigen Krieges und zuletzt noch 
unter dem erſten Napoleon in der allerſchlimmſten Weiſe 
erfahren, und wir können es alle Tage wieder erleben. 
Darum muß Preußen ſchon um feiner eigenen Sicherheit 
willen, nicht blos Schleswig⸗ Holſtein, ſondern jedem 
der vielen kleinen Staaten in Deutſchland mit ſeiner 
ganzen Kraft zu Hülfe kommen, wenn irgend ein Feind 
ihn beſchädigt oder angreift. Das iſt aber eine gar 
üble Lage für uns. Sehen wir zu, warum. 

Natürlich beſchweren wir uns nicht darüber, daß wir 
unſeren Brüdern helfen müſſen. Aber das können wir 


Geld ausgeben, unſern Handel und Verkehr uns ftören 
laſſen und unſere Jünglinge und Männer auf das 
Schlachtfeld führen. Sie 1253 aber ruhig zu, theils 
weil ſie auf uns neidiſch und unter einander uneinig 
ſind, theils weil ſie denken: die Preußen können's auch 
allein machen, die ſind reich und mächtig genug dazu. 
Wenn freilich das eben ſo große wie arme Oeſterreich 
uns diesmal auch ein Armeekorps zur Hilfe geſchickt hat, 
vo war dieſe Unterſtützung doch herzlich wenig noth. 

ir meinen ſogar, daß die Oeſterreicher uns damit mehr 
haben hindern, als helfen wollen. Auch wiſſen wir, daß 
Italien und Ungarn, Galizien und Siebenbürgen, 
Kroatien und Dalmatien ihnen zehn Mal mehr am 
Herzen liegen, als Preußen und das übrige Bure 
land. Sie würden ſogar, wenn ſie nur einen Vortheil 
dabei ſähen, ganz gern auf Preußen losſchlagen, wäre 
es auch im Bunde mit Ruſſen oder Franzoſen. 

Indeß möchten wir uns das Alles vielleicht gefallen 
laſſen, wenn wir nur wirklich fo reich und mächtig wären, 
als die kleinen Regierungen ſich einzubilden ſcheinen. 
Aber das ſind wir ganz und gar nicht. Im Gegentheil, 
in einem wirklich großen Kriege können wir nur dann 
auf einen Sieg rechnen, wenn (natürlich abgeſehen von 
Oeſterreich) die übrigen deutſchen Staaten treu und 
eifrig auf unſerer Seite ſtehen. Das will auch das 
Volk in dieſen Staaten, denn das Volk, hat überall 
einen eben ſo deutſchen Sinn und ein eben ſo deutſches 
Herz, wie wir Preußen. Auch weiß das Volk ſehr gut, 
daß, wenn die preußiſchen Heere beſiegt werden, nicht 
blos Preußen, ſondern ganz Deutſchland eben ſo wieder 
unter fremde Herrſchaft kommen wird, wie die älteren 
Leute unter uns es ja ſchon ein Mal mit eigenen Augen 
geſehen haben. Aber die meiſten von den kleinen Re⸗ 
gierungen wiſſen nicht, was das Volk weiß, und wollen 
nicht, was das Volk will. 

Wohl haben wir ſchon lange begriffen, was es Be 
ein jämmerliches und gefährliches Ding iſt, daß neben 
Preußen noch dieſe zwei und dreißig Regierungen 
in Deutſchland beſtehen, von denen jede ihren eigenen 
Kopf und ihren eigenen Willen hat. Aber niemals iſt 
dieser Jammer und dieſe Gefahr deutlicher zu Tage ge⸗ 
treten, als gerade in dem Jahre 1864. Die Erfahrun⸗ 
gen, die wir da gemacht haben, fordern jeden ehrlichen 
Deutſchen auf, endlich ernſtlich Hand an's Werk zu legen. 
Die kleinen deutſchen Regierungen dürfen den Wünſchen 
und dem Willen des eigenen Volkes nicht länger Wider⸗ 
ſtand leiſten. Sie müſſen um des geſammten Vaterlandes 
willen dazu bewogen werden, zu einem deutſchen 
Bundesſtaate mit einem deutſchen Parlamente 
unter der Führung des Königreichs Preußen 
zuſammenzutreten. Nur dann liegt, wie es ſein muß, 
Krieg und Frieden für ganz Dentſchland in einer Hand, 
und alle Deutſchen, und nicht die Preußen allein, müſſen 
mit gleichen Kräften für die Sicherheit und die Unab⸗ 
hängigkeit des geſammten Vaterlandes einſtehen. Das 


wir 
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nicht gezwungen worden, daß es ſich mit uns verbinde, 
aber die Regierungen ſollen es auch nicht länger daran 
hindern lönnen. Wellen aber dieſe Regierungen nicht 
nun, ſo brauchen wir ſie auch nicht. Deutſchland kann 
eben ſo gut wie Frankreich oder England einen einzigen 
Staat mit einer einzigen Regierung und mit einem 
einzigen Parlamente bilden. 

Die preußiſche Regierung kann das ducchſetzen, 
wenn ſie nur will. Was im Jahre 1864 geſchehen iſt, 
giebt ihr die Macht dazu; allerdings aber unter einer 
Bedingung, und dieſe iſt, daß ſie als eine weiſe 
und gerechte Regierung ſich erweiſt, indem ſie 
die Verfaſſung und das Recht des Volkes in 
ihrem ganzen Umfang und ohne jeden Rückhalt 
durch ihre Thaten anerkennt. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Intereſſe des Volkes wird vorzugsweiſe 
von den se e des Landtages in Anſpruch ge⸗ 
nommen, von deren Ergebniſſen ja die Beendigung oder die 
Fortdauer des ſchweren Konfliktes, der die Fortentwicklung 
unſerer Zuſtände behindert, abhängt. Bei den Verhandlungen 
über den Erlaß einer Adreſſe an den König, welche durch die 
Anträge der ultramontanen und der feudalen Partei angeregt 
wurden, hat der Miniſter des Innern von Neuem hervor. 
gehoben, daß eine Ausgleichung des Konfliktes erſt nach An⸗ 
nahme der Militärreorganiſation ſeitens der Volksvertretung 
möglich ſei. Abgeſehen von der Frage, ob bei der Anſicht, 
welche die Mehrheit der Landesvertretung über die Noth⸗ 
wendigkeit und über die Zweckmäßigkeit dieſer Reorganiſation 
hegt, eine Verſtändigung auf dieſer Grundlage zu erwarten 
iſt, muß berückſichtigt werden, daß wir unter Manteuffel zehn 
Jahre lang das bied gehört haben: „Gebt nur noch in dieſem 
einen Punkte nach, dann wird alles gut werden“, und immer 
wieder und wieder fand ſich ein Punkt, auf deſſen Bewilli⸗ 
gung man das Pat d beſtehen zu müſſen glaubte. Wohin 
as führt, das hat das Volk geſehen, und der Freudenſchrei, 
welcher 1858 durch das Land ging, als ein Syſtemwechſel 
eintrat, hat den Beweis geliefert, wie wenig zufrieden daz 
Volk mit den Grundſätzen war, welche durch dieſes „Nach⸗ 
aß in dieſem einen Punkte“ ihren Ausdruck gefunden 

atten. 

Was die Militäirreorganifation anbelangt, fo zeigt 
das Staatshaushaltsgeſetz für 1865, welches die Regierung 
vorgelegt hat, daß die bis jetzt ſtattgefundene faktiſche Ab⸗ 
kürzung der Dienſtzeit, welche durch die ſpätere Einſtellung 
der Rekruten und die frühere Entlaſſung der Reſerven be 
wirkt wurde, von jetzt an auch aufgegeben worden iſt, ſo daß 
die Mannſchaften von dieſem Jahre an volle drei Jahre bei 
den Fahnen bleiben ſollen. Wir können nicht unterlaſſen, 
darauf aufmerkſam zu machen, daß es ſich hierbei nicht nur 
um die Mehrausgabe an Sold und dergl. handelt, welche 
durch die dreijährige Dienſtzeit verurſacht wird, ſondern daß, 
im Vergleich zu der duelſaßetgen Dienſtzeit, dem Lande da⸗ 
durch jährlich die Arbeitskraft von eiwa 60— 70,000 Perſonen 
im kräftigſten Alter entzogen wird. Veranſchlagt man dieſelbe 
nur zu täglich 10 Sgr., ſo macht dies jährlich die Summe 
von 7—8 Millionen Thaler, welche eines Theils an Arbeits. 
kraft verloren geht, und um welche andererſeits die Steuer. 
kraft des Landes gefhwäct wird. Man darf dieſen Betra 
bei 10 Berechnung der Mehrkoſten der Reorganiſation nicht 
vergeſſen. . 


Ute Nanlafnetegenneit um mietten tt 8 . 
hätte faſt einen An Kon ikt ya Regierung und Wolfe» 
vertretung herbeigeführt. Die Kammer, hatte bei der Prüfung 
der Wahl, welche dert ſtattgefunden, nicht nur die Wahl des 
Herren von Tettau für ungültig erklärt, ſondern hatte 
auch aus den Wahlakten die Ueberzeugung geſchöpft, daß 
Herr von Saucken⸗Julienfelde bei dem erſten Wahlgang 
die abfotute Majorität der Stimmen erhalten hatte, und den⸗ 
ſelben deshalb als rechtmäßig gewählten Abgeordneten an- 
erkannt. Die Regierung hatte in einem Schreiben an den 
Präſidenten der Kammer auseinandergeſetzt, daß die Kammer 
u dem letzteren Beſchluſſe kein Recht habe, und deshalb in 
ben betreffenden Wahlbezirk eine mega ausgeſchrieben. 
Da Herr von Saucken⸗Julienfelde die Wahl nicht angenom⸗ 
men hat, ſo führte dieſe Angelegenheit zu weiter keinen 
Folgen, es liegt aber auf der Hand, daß die Kammer, da 
ſie die Legitimation ihrer Mitglieder zu prüfen hat, auch in 
zweifelhaften Fällen das Recht beſitzen muß, zu entſcheiden, 
wer von den in Frage ſtehenden Kandidaten die Mehrheit 
der Stimmen erhalten hat. 

In Breslau iſt der frühere Oberbürgermeiſter von 
Brandenburg, Ziegler, weicher im Jahre 1848 Mitglied 
der preußiſchen Nationalverſammlung war, mit ſehr großer 
Majorität zum Abgeordneten gewählt worden. Der Ab. 
geordnete des vieten Berliner Wahlbezirks, Temme, hat jetzt 
endlich offiziell durch Anzeige an den Präſidenten der Kammer 
ein Mandat niedergelegt; man erwartet, daß demnächſt die 

uwahl ausgeſchrieben wird. Da Ziegler jetzt in Breslau 
ewählt iſt, jo dürfte die Wahl auf den als de ee 
aatsrechtlichen Schriftſteller bekannten Aſſeſſor Lasker fallen. 

Die Mehrheit der Volksvertretung beſchäftigt ſich bei 
der günftigen Finanzlage, welche das. Staatshaushaltsgeſetz 
eigt, emfig mit der Frage, ob und welche Steuererleichterungen 
ſtaltünden können. Außer dem Antrag auf Aufhebung 
des Salzmonopols werden wahrſcheinlich noch andere 
Anträge auf Herabfetzung reſp. Aufhebung einzelner Steuern 
eingebracht werden. DIENEN 5 

Von den Stadtverordneten Berlins iſt eine Petition an 
die Kammer auf Abänderung des Artikels 33 der Gemeinde 
ordnung, welcher der Regierung durch das Beſtätigungsrecht 
der Gemeindebeamten einen ſehr großen Einfluß auf die 
inneren Angelegenheiten der Gemeinden einräumt, beſchloſſen 
worden. Es ſteht zu erwarten, daß noch andere Städte ſich 
in gleichem Sinne an die Landesvertretung wenden werden. 

Von politiſchen Fragen, welche nicht direkt mit den Ver⸗ 
handlungen der Volksvertretung zuſammenhängen, it es be- 
ſonders die Frage über die Dauer des Bündniſſes mit 
Oeſterreich, welche Beachtung verdient. Obgleich die von 
der Regierung beeinflußten Schriftſteller ſich alle Mühe 
eben, die Dauer deſſelben als geſichert hinzuſtellen, fo mehren 
16 en die Anzeichen, daß ein Bruch nicht mehr allzu⸗ 

ſein dürfte, wenn nicht entweder in Berlin oder Wien 
ein vollſtändige Aenderung der Anſchauungen eintritt. In 
Wien will man eine Machterweiterung Preußens, möge bie- 
ſelbe nun durch Gebietsvergrößerung, oder durch Verträge, 
die der preußiſchen Regierung die Verfügung über die Streit 
kräfte anderer deutſchen Länder geſtatten, geſchehen, gern 
verhindern, da man ſich dort von dem Gedanken nicht trennen 
kann, daß das Haus Habsburg noch immer das Oberhaupt 
der deutſchen Staaten ſei. Andererſeits möchte man dort 
aber auch gerne einen offenen Bruch mit Preußen vermeiden, 
da man für den Fall einer Bedrohung der außerdeutſchen 
Beſitzungen Oeſterreichs ſehr ſtark auf die Unterſtützung 
Preußens rechnet. Aus dieſem Grunde wird ſich 255 das 
Bündniß ſcheinbar noch eine Zeit lang äußerlich erhalten, 
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Frage gänzlich zu zerfallen droht. 

In den Klagen der Abgeordneten gegen den Fiekus wegen 
den Stellvertretungskoſten ſind in der abgelaufenen Woche wieder 
mehrere Entſcheidungen getroffen worden. Dieſelben haben 
en deshalb an Bedeutung verloren, weil ſchon zwei 
Fälle dem Obertribunal vorliegen, deſſen Entſcheidung wohl 
für alle ferneren Fälle , ſein wird. Jutereſſant iſt, 
daß der eine der beiden Fälle, welcher die Klage des Abge⸗ 
ordneten Nücker betrifft, vor dem rheiniſchen Senat des Ober. 
tribunals zur Verhandlung gelangt. Sollte das Urtheil die⸗ 
ſes Senats mit dem Urtheil des Senats für die alten Pro⸗ 
vinzen nicht übeinſtimmen, ſo gelangt die Sache zur Entſchei⸗ 
dung vor dem Plenum des Obertribunals. Hervorzuheben 
iſt, daß ſowohl das Kammergericht zu Berlin als auch das 
Appellationsgericht zu Breslau, alfo die beiden größten Ger 
richte zweiter Inſtanz der Monarchie, gegen den Fiskus er- 
kannt haben. 

In Ohlau iſt die Wahl des Kaufmann H. Marx zum 
Rathmann nicht beftätigt werden; ein gleiches Schickſal hat 
die Wahl des Stadtverordnetenvorſtehers Zenthöfer in 
Gumbinnen zum Mitglied der ſtädtiſchen Schuldeputation 
gehabt. In Anklam iſt dreimal die von den Stadtverord 
neten vollzogene Wahl eines unbeſoldeten Stadtrathes nicht 
beſtätigt worden; die letzte Wahl war auf den Rentier 
Stygmann gefallen. Dem Kreisdevutirten der Stadt Moh⸗ 
rungen, dem Rechtsanwalt Heinrich iſt von dem oſtpreu 
ßiſchen Tribunal die Erlaubniß zur Beibehaltung dieſes Amtes 
aus dem Grund verſagt worden, weil er ſich wegen oppoſi · 
tioneller Wahlagitation in Unterſuchung befindet. 

Der Staatsanwalt hat die Appellation, welche er gegen 
das Erkenntniß in der Disziplinarunterſuchung gegen den Ab⸗ 
geordneten Kämmerer Hagen eingelegt hatte, zurückgezogen; 
derſelbe wird alſo mit Nächſtem wieder in ſein Amt eintreten. 

Mecklenburg. Großes Aufſehen macht der Umſtand, daß 
die Koſten, welche der Empfang des großherzoglichen Paares 
7 e e durch 5 Sparkaſſe, in welcher 

en Leute des Landes ihre Nothpfennige niederg 
haben, gedeckt werden ſoll. 5 e 

Thüringiſche Herzogthümer. In Gotha iſt der Buch⸗ 
drucker Stollberg, Verleger des früher e Wochen. 
blattes „der Fortſchritt“, welches von dem bekannten liberalen 
Schriftſteller Walesrode herausgegeben wurde, wegen Belei⸗ 
digung des Königs von Preußen zu drei Wochen Gefängnig 
yerurtdelit worden. ö 

Kurheſſen. In dem Städtchen Bockenheim, welches 
dicht bei Frankfurt a. M. liegt, iſt von der Gemeindebehörde 
der Abgeordnete Jungermann zum Bürgermeiſter gewählt 
worden. Die Rezierung zu Kaſſel hat jedoch dieſe Wahl 
nicht beſtätigt. 

Baden. Die ultramontane Partei ſetzt ihre Agitation 
gegen die Regierung ununterbrochen fort, und glaubt jetzt in 
dem neueſten päyſtlichen Rundſchreiben, welches aller menſch⸗ 
lichen Vernunft Hohn ſpricht, ein neues Mittel für ihre Be 
ſtrebungen gefunden zu haben. Die Regierung läßt ſich je 
doch in ihrer feſten Haltung gegen alle Verſache, ſie auf der 
Bahn des Fortſchritts aufzuhalten, nicht beirren, und findet 
darin in dem geſunden Sinn des Volkes eine vortreffliche 
Stütze. — Man ſpricht davon, daß mit nächſtem ein neues 
Preßgeſetz zur . kommen ſoll, um die milde 
Praxis, welche ſeit dem Antritt des 75 ne 
Platz gegriffen hat, geſetzlich ein für allemal feſtzuſtellen. 

Württemberg. Durch das jetzt endgiltig berathene 
Schulgeſetz iſt ſowohl für die geiſtige Ausbildung der Jugend 
als auch für das materielle Wohl der Lehrer beſtens geſorgt. 


\ 


Bayern. Man ſpricht davon, daß Herr v. d. Pfordten, 
um ſich auf ſeinem neu erlangten Miniſterpoſten zu halten, 
die Freundſchaft der ultramontanen Partei nachgeſucht hat. 
Als erſtes Zeichen dieſes Bündniſſes betrachtet man ein Verbot 
an die Beamten, Aerzte u. ſ. f. in den Freimaurerorden ein⸗ 
zutreten. Dieſer Orden iſt, wie wir bemerken, nichts weiter, 
als eine Vereinigung zu wohlthätigen Zwecken, welcher umſo 
egensreicher wirkt, als fie alle ihre Wohlthaten und Unter⸗ 
ſtützungen unter dem Schleier des tiefſten Geheimniſſes 
pendet. 


Oeſterreich. Der Reichsrath hat das Budget der Re- 
gierung zurückgegeben, um in demſelben Aenderungen vorzu⸗ 
nehmen, durch welche das Gleichgewicht zwiſchen Einnahme 
und Ausgabe hergeſtellt werden ſoll. Die kaiſerliche Regie⸗ 
rung hat ſich bereit erklärt, auf dieſe Forderungen einzugehen, 
und unterliegt das Budget in Folge deſſen einer Umarbei⸗ 
tung, durch welche die Berathung deſſelben verzögert wird. 
Während ſo in dieſer Frage eine erfreuliche Uebeinſtimmung 
zwiſchen Volksvertreterthum und Regierung herrſcht, droht 
eine andere Angelegenheit eine Spaltung hervorzurufen. Der 
Reichsrath verlangt nämlich, die Regierung ſolle die Opera- 
tionen, durch welche ſie augenblicklichem Geldmangel durch 
Verpfändung von Staatspapieren abgeholfen hat, der Volks⸗ 
vertretung vorlegen, ein Verlangen, weiches das Miniſterium 
für ungerechtfertigt erklärt. Es iſt jedoch anzunehmen, daß 
auch dieſer Streitpunkt auf friedlichem Wege beigelegt werden 
wird, um ſo mehr, als die Regierung die Uebereinſtimmung 
mit der Kammer wegen der zerrütteten Finanzverhältniſſe des 
Staates dringend bedarf. 


Frankreich. Das Land hat einen ſeiner beſten Bürger, 
den Oberſten Charras verloren. Er war ein treuer An⸗ 
hänger der republikaniſchen Partei und ſtarb in der Ver · 
bannung. 


Sprechſaal. 
Wir erhalten folgende Zuſchrift: 
Geehrter Herr Redakteur! 

Sie haben in Ihrem letzten Leitartikel die Thronrede 
beſprochen. Sie ſagen von der neuen Reorganiſation der 
Armee, daß ſie auf der einen Seite für unumgänglich noth⸗ 
wendig zum Schutze des Vaterlandes gehalten wird. Ich 
weiß nicht genau, was denn alles nach Ihrer Meinung auf 
der einen Seite ſteht. Alle Sachverſtändigen ſind es doch 
wirklich nicht. Ja, ble ich nur ein ſchlichter Landmann 
bin, jo möchte ich doch behaupten, daß ein wirklich Sach⸗ 
verſtändiger eine ſolche Anſicht gar nicht haben wird. Ich 
will Ihnen ein Beiſpiel ſagen. Ich gebrauche ein Paar 
neue Wirthſchaftsgebäude und bitte einen Baumeiſter, daß 
er mir einen Plan dazu machen ſoll. Der Mann thut mir 
den Gefallen. Sein Plan iſt ganz vortrefflich. Wenn er 
ausgeführt, habe ich Platz die Hülle und die Fülle, und mein 
Bauernhof wird ſo ſtattlich ausſehen, wie ein Herrenhof. 
Aber es iſt eben nur ein Bauernhof, und ich würde ein 
armer Mann werden, wenn ich nach einem ſolchen Plane 
wirklich bauen wollte. Mein Baumeiſter jedoch will davon 
nichts hören. Er bleibt dabei, daß es gar keinen beſſeren 
Plan in der Welt giebt, als den ne und daß er auch 
nach keinem anderen bauen werde. Er ſagt, daß er als 
Sachverſtändiger das doch beſſer wiffen müſſe, als ich. 
Ich aber ſage, der Herr iſt kein Sachverſtändiger, ſo gut 
er auch die Regeln der Baukunſt verſtehen mag. Denn ein 
ſachverſtändiger Baumeiſter muß auch die Bedürfniſſe 


und die Mittel der Bauherren zu berechnen und üd- 
ſichtigen verſtehen. 9 g eee 


Doch ſehe ich wohl, daß mein Beiſpiel nicht ganz paßt. 
Denn wenn ich denke, was andere Generale gi din 
die einen laut vor aller Welt, die anderen wenigftens unter 
vier Augen Einem ſagen, ſo 5 es mir faft, daß der 
Plan zur Heeres organiſation nicht fo unbeſtreitbar nach den 
Regeln der Bet eingerichtet iſt, wie der Plan zu 
meinen Wirthſchaftsgebäuden es nach den Regeln der Bau⸗ 
kunſt war. Doch davon mögen Andere reden, die das beſſer 
auseinander ſetzen können. Ich bleibe nur dabei ſtehen, daß 
ich zu meinen Scheunen und Ställen nicht mehr Geld aus · 
Be als meine Wirthſchaft vertragen kann, und unſer Land 
oll für ſeine Friedensarmee auch nicht mehr Geld und 
Menſchen hergeben, als ſich mit ſeinen Mitteln und Kräften 
verträgt. Wir werden die erſparten Gelder gar ſehr ge⸗ 
brauchen, wenn einmal ein wirklicher und großer Krieg 
kommen ſollte. 2 


Doch möchte ich noch ein Wörtchen über die Thronrede 
ſagen. Da ſteht zu leſen, daß in Folge der jetzigen Re⸗ 
organiſation der Krieg hat geführt werden können, ohne die 
Erwerbs- und Samilienverhältniffe der Bevölkerung durch 
Aufbietung der Landwehr zu beeinträchtigen. Nun, ich denke, 
das wäre mit einer Organiſation nach dem alten Geſetze 
auch wohl möglich 1 Noch viel gewiſſer aber iſt es 
mir, daß die dreijährige Dienſtzeit nicht nöthig iſt, um die 
Landwehr zu ſchonen. Es wäre auch nicht ein einziger Land⸗ 
wehrmann mehr eingezogen worden, wenn die Leute im dritten 
Dienſtjahr nicht unter der Fahne geſtanden, ſondern auch 
erſt hätten einberufen werden muͤſſen. Das erſcheint mir 
unzweifelhaft und leicht begreiflich, und darum glaube ich auch 
ger nicht, daß die Thronrede mit dieſer Behauptung hat 

eweiſen wollen, daß wir unſere Söhne auch mitten im Frieden 

nech ein drittes Jahr aus unſerer Wirthſchaft entbehren 
müffen, nachdem fie zwei volle Jahre lang über und über 
Alles gelernt haben, was ein guter Soldat gebraucht. 

— Dem geehrten Schreiber obiger Zeilen wollen wir, um 
Irrthümer zu vermeiden, nur bemerken, daß wir bei den 


Worten: „Wenn auf der einen Seite die neue Reorganiſation 


der Armee für unumgänglich nothwendig zum Schutz des 
Vaterlandes gehalten wird“, natürlich nur die politiſche 
Partei im Auge hatten, welche die Durchführung der Re⸗ 
organiſation als erſte Bedingung zur Löſung des ſchweren 
Konfliktes anſieht. Die Redaktion. 


Briefkaſten. 

Herren E. F. und Fr. H. in D. Es iſt eine kleine 
Geſetzſammlung von Saucken, im Preiſe von 2%; Thlr., 
und eine vollſtändige von Stöpel, im Preiſe von 6—7 Thlr., 
erſchienen; ob in denſelben jedoch alle, die ländlichen Ge⸗ 
meindeverhältniffe betreffenden Verordnungen enthalten find, 
iſt uns nicht bekannt; ein Buch, welches dieſe letzteren voll⸗ 
ſtändig und geordnet enthält, kennen wir bis jetzt nicht; 
ſobald wir aber von einem ſolchen hören, werden wir Sie 
benachrichtigen. — Herrn Dr. G. in G. Unſer Blatt wird 
von hier aus, aus den von Ihnen hervorgehobenen Gründen, 
regelmäßig am Donnerftag mit der Poſt verſandt; ſollte es 
bei Ihnen verſpätet eintreffen, ſo bitten wir Sie, ſich an 
das betreffende Poſtamt zu wenden. — An einen Abonnen⸗ 
ten in E. Ihre Idee iſt nicht ausführbar, da eine Ver⸗ 
ſendung von derartigen Beilagen nach den bei der Poſt gel- 
tenden Beſtimmungen nicht zuläſſig iſt. 
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